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Drucksache 3628 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 218. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 29. Juni 1957 


1. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für zweckdien- 
Bauer (Würzburg) daß Herr Staatssekretär Globke bei An- 
lässen in Erscheinung tritt, die seine Person 
ini Ausland ins Blickfeld der Öffentlichkeit 
rücken und damit unerfreuliche Angriffe ver- 
anlassen können, und was gedenkt sie zu tun, 
um so unfreundlichen Kommentaren wie 
unlängst in Montevideo von vornherein den 
Boden zu entziehen? 


2. Abgeordneter y\us w^clchem Grunde wurde dem russisclien 
Blachstein Arzt Professor Martzkouk das Einreisevisum 

lür die Bundesrepublik zur Teilnahme an 
einer Ärztetagung in Wurzburg verweigert? 


3. Abgeordneter Hält die Bundesregierung das „Bulletin“ zur 
Dr. Menzel Veröffentlichung von „Privatmeinungen“ für 

geeignet, wie es im Falle des Aufsatzes 
„Europa und Spanien“ am 9. April 1957 laut 
Erklärung des Sprechers der Bundesregierung 
geschehen ist? 


4. Abgeordneter Hat die Bundesregierung mit der Regierung 
Poller der Schweizerischen Eidgenossenschaft bereits 

Verhandlungen mit dem Ziele geführt, dals 
den deutschen Kraftfahrzeugbesitzern beim 
(jrenzübertritt in die Schweiz die gleichen 
Erleichterungen zugestanden werden, wie sie 
für die in die Bundesrepublik einreisenden 
Schweizer durdi die Ausstellung einer Zoll- 
vormerkkarte bereits seit 1. Mai 1956 be- 
stehen? 

Wenn ja, welclie Gründe waren dann maß- 
gebend dafür, daß diese Verhandlungen noch 
nicht zu einem greifbaren Erfolg geführt 
haben? 


5. Abgeordneter Ist dem ITerrii Bundes verkehrsminlstcr bc- 
Prennel kannt, daß die Granitstein-Industrie in Nie- 

derbayern (Bayerischer WaldJ mangels aus- 
reichender Aufträge zeitweise selbst bei gün- 
stigem Wetter Steinarbeiter entlassen und 
einige Betriebe ganz schließen muß und die 
„Saison“ nicht ausnützen kann? 
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6. Abgeordneter 
Dr. Arndt 


7. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


8. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


9. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


10. Abgeordneter 
Dr. Dr. Wenzel 


Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit 
— um Abwanderungen von Arbeitskräften 
aus dem Grenzgebiet Niederbayerns zu ver- 
meiden — , die Baubehörden anzuweisen, 
(jranitsteinpflaster für Auf- und Abfahrten 
der Bundesstralsen und Granitsteine bei ande- 
ren, z. B. Brückenbauten, in gröl^erem Aus- 
malse als bisher zu verwenden, damit die 
Granitstein-Industric im industriearmen nie- 
derbayerisdien Grcnzland ihre Steinarbeiter 
besser beschäftigen und ihre Kapazität aus- 
lasten kann? 

Wird die Bundesregierung ein Gesetz vorbe- 
reiten, damit die im Hinblick auf Artikel 92 
GG als ^verfassungswidrig gegenstandslos ge- 
wordenen §§ 34 bis 46 im Abschnitt V des 
Reichspostgesetzes vom 28. Oktober 1871 
auch formell aufgehoben werden? 

Wie gedenkt die Bundesregierung mit den 
Schwierigkeiten der Unterbringung der ver- 
heirateten Soldaten, Unteroffiziere und Offi- 
ziere fertigzu werden, und welche Maßnah- 
men sind hierfür in Aussicht genommen? 

Welche weiteren Schritte hat der Herr Bun- 
deswirtschaftsminister inzwischen unternom- 
men, um den bereditigten Wünschen der 
deutschen Hochseeflsdierei hinsichtlich der 
Belieferung mit ausreichender und qualitativ 
guter Kohle Rechnung zu tragen? 

Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 
kannt, daß Eisenbahner im Raume Bremer- 
haven im Durchschnitt dreier Wochen 
wöchentlich 135 Stunden unterwegs waren, 
und billigt er derartig lange Ausbleibezelten? 

Billigt es die Bundesregierung, daß — der 
Dienstaufsldit des Bundesministers für Ver- 
teidigung unterstehende — Vorsitzende von 
Prüfungskammern für Kriegsdienstverwei- 
gerer den Antragsteller fragen, ob und wel- 
cher politischen Partei oder welchen sonstigen 
Vereinigungen er angehört? 

Was wird die Bundesregierung tun, um Fra- 
gen entgegenzuwirken, die mit den Grund- 
rechten der Vereinigungsfreiheit, der Freiheit 
der politischen Parteibildung und der Glau- 
bensfreiheit (Artikel 9, Artikel 21 Abs. 1 
Satz 2 sowie Artikel 4 Abs. 1 in Verbindung 
mit Artikel 140 GG und Artikel 136 der Wei- 
marer Reichsverfassung) unvereinbar sind? 

Billigt es die Bundesregierung, daß Antrag- 
steller durdi Rückfragen der Kammern für 
Kriegsdienstverweigerer bei der früheren 
Schule, dem Arbeitgeber, der Gemeinde, der 
l^olizel und bei anderen Stellen diskriminiert 
und ln ihrem beruflichen Fortkommen ge- 
schädigt werden? 
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1 1. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß die Bürgschaftsgesellschaft 
Kahn-Ackermann ffff Fihnkredire mbH in Frankfurt (Main) 
Forderungen an die Mosaik-Film in Berlin in 
Höhe von rund 800 000 DM hat, und ist es 
^veiterhin zutreffend, daß die im Vergleichs- 
verfahren heiindiiehe Mosaik- Film aus ERP- 
Mitteln einen Kredit in Höhe von 2 Millio- 
nen DM erhalten soll? 

Mit welchen Mitteln gedenkt die Bundes- 
regierung sicherzustellen, daß die Forderung 
der Bürgschaftsgesellschaft für Filmkredite 
unbedingt aufrechterhalten wird, damit keine 
Sdiädigung des Bundesvermögens eintritt? 

Würde es die Bundesregierung für vertretbar 
halten, einem ERP-Kredlt zuzustimmen, der 
praktisch zu (mnsten der Gläubiger der 
Mosaik-Film verwendet werden soll, obwohl 
der Inhaber der Mosaik-Film, Herr Wolff, 
zu den aus dem Kredit zu befriedigenden 
Gläubigern gehört? 


12. Abgeordneter 

Albrecht 

(Hamburg) 


Am 6. Februar d. J. habe ich die Kleine An- 
frage 326 — Drucksache 3175 — gestellt. Da 
dies." Kleine Anfrage bis Anfang Juni nicht 
beant^ orttt v/orden ist, wiederhole ich sie ge- 
mäß § 110 Abs. 2 der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages : 

„Wir fragen die Bundesregierung: 

Trifft es zu, daß der Herr Bundesfinanzmini- 
ster beabsichtigt, bei der Einfuhr alle auslän- 
dischen Dessertweine mit einem Alkohol- 
gehalt von mehr als 120 gT und alle auslän- 
dischen Wermutweine mit einem Alkohol- 
gehalt von mehr als 95 g/1 mit der Monopol- 
ausgleichsabgabe von 1104 DM pro Hekto- 
liter reinen Alkohols zu belasten? 

Wie hoch wird der Ertrag aus einer solchen 
Erhebung geschätzt? 

Genügt eine Verwaltungsanordnung zur Er- 
hebung einer solchen Abgabe? 

Wie lassen sich die bei Erhebung der Abgabe 
auf diese Weine zu erwartenden Erhöhungen 
der Preise um ca. 20 bis 30 v. H. und mehr 
mit den Erklärungen der Bundesregierung 
vereinbaren, alles zu tun, um die Einfuhr zu 
fördern und das Preisniveau in der Bundes- 
republik stabil zu halten?“ 


13. Abgeordneter Warum erhält das springende Personal der 
Luftlandetruppe bis zum heutigen Tage keine 
Sprungzulage, obgleich die Soldaten bereits 
seit 9 Monaten im Springen ausgebildet 
werden? 

Ist wegen der besonderen Gefährlichkeit die- 
ser Ausbildung daran gedacht, in Zukunft 
dem springenden Personal gleidie oder höhere 
Gefahrenzulagen als dem fliegenden Personal 
laufend zu gewähren? 
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14. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 

Amholz Pvaketenspielzeug im Handel ist, durch das 

nach Pressemeldungen allein in einer Stadt 
5 Kinder verletzt wurden, von denen 2 ein 
Auge eingebüßt haben? Welche Möglichkeit 
sieht die Bundesregierung, die Bevölkerung 
— insbe^'Ondcre die Kinder — vor dem Vertrieb 
dieses gefährlichen „Spielzeugs“ zu schützen, 
und ist sie gegebenenfalls bereit, unvo rzüglidi 
Schritte einzuleiten mit dem Ziel, Hei Stellung 
und Verkauf der Spielzeugraketen und ähn- 
licher Spielwaren zu verhindern? 

15. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung den polni- 

Dr. Menzel sehen Schriftstellern Arthur Maria Swinarski 

und Marceli Ranicki, beide bekannt als Über- 
setzer von Werken der deutsdien Literatur 
in die polnisdie Sprache, die Einreise in die 
Bundesrepublik verweigert? 

Ist der Bundesregierung die Tatsache bekannt, 
daß die Genannten (siehe „Die Welt“ vom 
27. Mai 1957) während der stalinistischen 
Epoche Verfolgungen ausgesetzt waren? 

16. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die vor 

einem Jahr geäußerten Befürditungen, die 
ausländischen Omnibusse würden wegen der 
Beförderungsteucr deutsche Reisegebiete mei- 
den, weitgehend (z. B. im Schwarzwald) ein- 
getroffen sind? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung gegen diese negative Fremdenver- 
kehrswerbung zu ergreifen? 

17. Abgeordneter Wie vereinbart die Bundesregierung die 

Dr. Menzel neuerlichen Aussageverweigerungen hinsicht- 

lich der Zeugen Dr. Pawelke und Dr. von 
Berge mit der Antwort des Bundesjustiz- 
ministers vom 17. Mai 1957 auf die Kleine 
Anfrage 322 der Fraktion der SPD — Druck- 
sache 3524 S. 3 — , wonach die Fortführung 
von schwebenden Verfahren nicht durch Aus- 
sageverweigerungen behindert worden sei? 

18. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß von 

Paul amerikanischen Luftwaffe über dicht be- 

siedelten Gebieten der Bundesrepublik zu 
später Naditstunde Übungen mit Hubsdirau- 
bern abgehalten werden, durch welche die 
Bevölkerung in ihrer Nachtruhe empfindlich 
gestört wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit dem 
Kommando der in der Bundesrepublik sta- 
tionierten amerikanischen Luftwaffe darüber 
zu verhandeln, daß solche Hubschrauber- 
Übungen zur Nachtzeit insbesondere im 
Raume Eßlingen/Nechar in Zukunft unter- 
bleiben? 


4 



19, Abgeordnete 
Frau Dr. Dr. h. 
Lüders 

20. Abgeordneter 
Wittrock 


Bonn, den 21. Ju 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
c. Bundesgesetze, die verfassungsgemäß von den 
Ländern durchzuführen sind, für diese ver- 
bindlich sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Verlänge- 
rung der Start- und Landebahn auf dem US- 
Mihtärflugplatz Wiesbaden-Erbenheim zu ge- 
nehmigen, und trifft es zu, daß nach dieser 
Verlängerung mit einem Überfliegen der 
Bundesstraße 54 (Frankfurt — Wiesbaden) in 
einer Höhe von nur 30 m und mit einem 
Überfliegen der Straße Wiesbaden-Erben- 
heim — Mainz-Kastel in einer Höhe von nur 
19 m gerechnet werden kann, obgleich die in 
einer generellen Anordnung des Bundesmini- 
siers für Verkehr festgesetzten Mindestflug- 
höhen wesentlich höher liegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Gefähr- 
dung der Verkehrssicherheit durch das Über- 
fliegen der Straßen in sc niedriger Höhe in 
Kauf zu nehmen, und ist sie weiterhin bereit, 
die Haftung für alle etwa entstehenden Schä- 
den zu übernehmen? 
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